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11 37

Sitzung des Kreisausschusses

Am Montag, 22.03.2021, um 09:00  Uhr findet im Sit-
zungssaal des Landratsamtes Kronach eine Sitzung 
des Kreisausschusses mit folgender Tagesordnung 
statt.

Tagesordnung
1 Informationen
2 Haushalt 2021 nebst Anlagen und Finanzplan der Jahre 

2020 - 2024; Empfehlungsbeschluss
3 Fortschreibung des Haushaltskonsolidierungskonzepts
4 Lucas-Cranach-Campus - Stiftungsgründung
5 Kreisbauhof Süd; Vorstellung Konzeptstudie
6 Änderung der Geschäftsordnung des Kreistages Kro-

nach; Hybridsitzungen
7 Beitritt zur „Allianz gegen Rechtsextremismus in der 

Metropolregion Nürnberg“
8 Unvorhergesehenes
9 Anfragen und Sonstiges

Ein nicht öffentlicher Sitzungsteil schließt sich an.

Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie sind die Plätze 
für interessierte Bürgerinnen und Bürger in den öffentli-
chen Sitzungen der Kreisgremien begrenzt.

Es wird darauf hingewiesen, dass auch für die Besuche-
rinnen und Besucher das Tragen einer FFP2-Maske (oder 
eines gleichwertigen Standards) verpflichtend ist.

Wir bitten um Berücksichtigung und Ihr Verständnis.

Kronach, 08.03.2021
Landratsamt

40 38
Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen  

zum Schutz vor der Geflügelpest; 
Aufstallung von Geflügel und Einhaltung 

von Biosicherheitsmaßnahmen 
im Landkreis Kronach  

zu präventiven Zwecken

Das Landratsamt Kronach erlässt auf Grund von § 13 
der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Ge-
flügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665) i.V.m.  
§ 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 des Tiergesundheitsgeset-
zes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2018 (BGBl. I S. 1938), § 38 Abs. 11 und 
§ 6 Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2018 (BGBl. I S. 1938), § 6 Abs. 2 der Verordnung zum 
Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verord-
nung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Ok-
tober 2018 (BGBl. I S. 1665), § 4 der Viehverkehrsverord-
nung (Vieh-VerkV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 Abs. 6 der 
Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekannt-



07.03.2021 zu dem Ergebnis, dass insbesondere für Ge-
flügelhaltungen in HPAI-Risikogebieten ein besonders 
hohes Risiko für den unmittelbaren oder mittelbaren Ein-
trag von HPAI über Wasservögel besteht. Um eine weite-
re Ausbreitung der HPAI in Bayern verhindern zu können, 
wird es aus Sicht des Bayerischen Staatsministeriums für 
Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) als fachlich not-
wendig erachtet weitere Maßnahmen, z.B. Aufstallungs-
pflicht, durch die Kreisverwaltungsbehörden für Haus- 
und Nutzgeflügelhaltung anzuordnen.

II.
Das Landratsamt Kronach ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, 
sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwal-
tungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig.

Begründung für Nr. 1
Die Anordnung der Aufstallung nach Nr. 1 dieser Allge-
meinverfügung stützt sich auf § 13 Abs. 1 der Geflügel-
pest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Abs. 11 und  
§ 6 Abs. 1 Nr. 11a TierGesG. Danach ordnet die zustän-
dige Behörde auf Grundlage einer Risikobewertung nach 
Maßgabe von § 13 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung zur 
Vermeidung der Ein-schleppung oder Verschleppung der 
Geflügelpest durch Wildvögel die Aufstallung des Geflü-
gels an.

Durch die amtliche Feststellung des Ausbruches der Ge-
flügelpest bei Wildvögeln in einer Vielzahl von Bundes-
ländern ist die Erforderlichkeit der Aufstallung von Geflü-
gel zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschlep-
pung der Geflügelpest durch Wildvögel im Sinne des §13  
Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung gegeben. Dies wird in 
der aktuellen Einschätzung des Friedrich-Loeffler-Institu-
tes (FLI) (bzw. des Bayerischen Landesamtes für Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit (LGL)) vom 03.03.2021 
bestätigt. In der Risikobewertung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 
der Geflügelpest-Verordnung sind die örtlichen Gege-
benheiten einschließlich der Nähe zu einem Gebiet, in 
dem sich wildlebende Wat- und Wasservögel sammeln, 
rasten oder brüten, zu berücksichtigen.

Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 3 der Geflügelpest-Verordnung ist 
der Verdacht oder der Ausbruch auf Geflügelpest in ei-
nem Kreis oder anliegenden Kreis in die Risikobewertung 
mit einzubeziehen. Die demgemäß vorzunehmende Risi-
kobewertung erlaubt nach der der-zeitigen Seuchenlage 
keine Abgrenzung bestimmter Gebiete. Daher hat die Auf-
stallung landkreisweit zu erfolgen. In dem oben genann-
ten Gutachten des FLI (bzw. LGL) wird das Risiko des  
Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 durch Wild-
vögel in Hausgeflügelbeständen bundesweit als hoch 
eingeschätzt und neben der konsequenten Durchset-
zung von Vorsorgemaßnahmen (insbesondere der Bio-
sicherheit) empfohlen, Geflügel risikobasiert, zumindest 
für Geflügelhaltungen, die sich in Regionen mit hoher 
Wildvogeldichte oder in der Nähe von Wildvogel-Rast-
plätzen befinden, aufzustallen. Aufgrund des genannten 
Gutachtens sowie der festgestellten Ausbrüche der Ge-
flügelpest bei Wildvögeln hat die Risikobewertung zu dem 
Ergebnis geführt, dass es erforderlich ist, Geflügel land-
kreisweit aufzustallen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist 
es erforderlich, Kontakte zu Wildvögeln in jeglicher Form 
zu minimieren und wenn möglich zu verhindern. Geflügel 
in Freilandhaltungen hat im Vergleich zu ausschließlich 
im Stall gehaltenem Geflügel weitaus größere Möglichkei-
ten, mit diversen Umweltfaktoren in Kontakt zu geraten. 
Die landkreisweite Aufstallung von Geflügel ist geboten, 
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machung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 6 
und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landes-
strafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- 
und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS II  
S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt durch  
§ 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) geän-
dert worden ist] und Art. 3 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- 
und Verbraucherschutzgesetz (GDVG) vom 24. Juli 2003  
(GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch 
§ 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geän-
dert worden ist folgende

Allgemeinverfügung:
1. Für alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die Ge-

flügel im Sinne der Geflügelpest-Verordnung (hierun-
ter fallen: Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, 
Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse, die 
in Gefangenschaft aufgezogen oder gehalten werden) 
im Gebiet des Landkreises Kronach halten, wird eine 
Aufstallung des Geflügels angeordnet
1.1. in geschlossenen Ställen oder 
1.2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehen-

den, nach oben gegen Einträge gesicherten dich-
ten Abdeckung und einer gegen das Eindringen 
von Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung 
bestehen muss. 

2. Halter von Geflügel mit einem Bestand bis einschließ-
lich 100 Stück Geflügel im Landkreis Kronach haben 
im Bestandregister nach der Geflügelpest-Verordnung 
ergänzende Aufzeichnungen über die Anzahl der pro 
Werktag verendeten Tiere zu machen. Halter von Ge-
flügel mit einem Bestand bis einschließlich 1.000 Tie-
ren im Landkreis Kronach haben nach der Geflügel-
pest-Verordnung ergänzende Aufzeichnungen über 
die Gesamtzahl der gelegten Eier pro Bestand und 
Werktag zu führen.

3. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstal-
tungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel und gehalte-
ne Vögel anderer Arten als Geflügel verkauft, gehan-
delt oder zur Schau gestellt werden, sind im Landkreis 
Kronach verboten.

4. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 3 
des Tenors getroffenen Regelungen wird hiermit ange-
ordnet.

5. Kosten werden nicht erhoben.
6. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröf-

fentlichung als bekannt gegeben. 

Begründung
I.

Das gegenwärtige HPAI-Geschehen in Bayern und 
Deutschland ist weiterhin hoch-dynamisch. In Bayern 
sind über die Landesfläche verteilt – bislang – 24 Fälle 
von HPAI bei Wildvögeln sowie 5 Fälle bei Hausgeflügel 
amtlich festgestellt worden.

Die bisherigen Fundorte HPAI-positiver Wildvögel liegen 
zu einem weitaus überwiegenden Teil in HPAI-Risikoge-
bieten. Vor diesem Hintergrund und einer steigenden Prä-
valenz des Virus in der Wildvogelpopulation in Bayern, 
kommt das Bayerische Landesamt für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (LGL) in seiner aktuellen Risiko-
bewertung für das Auftreten von HPAIV in Bayern vom 



- 53 -

um ein Übergreifen der Geflügelpest auf Nutzgeflügelbe-
stände zu verhindern und damit die tierische Erzeugung 
(Eier und Geflügelfleisch) von hochwertigen Lebensmit-
teln nicht zu gefährden. Diese Entscheidung erfolgte nach 
Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens. Die Maßnah-
me ist geeignet, den Zweck, die Verhinderung einer In-
fektion von Hausgeflügel mit H5N8 HPAI zu erreichen. 
Die Aufstallung ist erforderlich, da kein anderes, milderes 
Mittel zur Verfügung steht, welches zur Zweck erreichung 
gleichermaßen geeignet ist. Die Anordnung ist auch ange-
messen, da die wirtschaftlichen Nachteile, welche die be-
troffenen Tierhalter durch die Aufstallung erleiden, im Ver-
gleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch 
einen einzigen Geflügelpestausbruch für die gesamte 
Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft entstehen kann, 
nachrangig sind. Insofern überwiegt das öffentliche Inte-
resse an der Auf-stallung die privaten Interessen der be-
troffenen Tierhalter. Die Übertragung von Influenzaviren 
bei Geflügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit 
infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und ander-
weitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, 
Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung. Unter 
der Vielzahl von in Betracht kommenden Faktoren sind 
auch Wildvögel als Eintragsquelle zu berücksichtigen. Vi-
rushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln können jeder-
zeit z. B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu 
bei im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influenzaviren, 
die für das Geflügel pathogen sind, kontaminieren. Die in  
Nr. 1 der Verfügung genannte Aufstallung ist geeignet, 
das Risiko derartiger Übertragungswege zu minimieren.

Begründung Nr. 2
Die Anordnung der Erfassung der ergänzenden Angaben 
im Bestandsregister aller Geflügelhalter in Nr. 2 dieser All-
gemeinverfügung in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 2 
Abs. 2 Nrn. 3 und 4 der Geflügelpest-Verordnung, die ge-
nerell für Geflügelhaltungen erst ab 100 bzw. 1.000 Stück 
gelten, erfolgen auf der Grundlage § 38 Abs. 11 und § 6 
Abs. 1 Nr. 5 e) des TierGesG. Die Erfassung dieser ergän-
zenden Angaben sind auch bei kleinen Beständen ge-
eignet, ein mögliches Krankheitsgeschehen zeitnah zu 
erkennen, um die nach § 4 Abs. 1 der Geflügelpest-Ver-
ordnung vom Tierhalter zu veranlassender diagnostischer 
Abklärung zeitnah durchzuführen.

Begründung Nr. 3
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und  
-märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflü-
gel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel in 
Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus § 4 Abs. 
2 der ViehVerkV i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verord-
nung. Gemäß § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 TierGesG 
kann die zuständige Behörde zur Vorbeugung von Tier-
seuchen und deren Bekämpfung Verfügungen über die 
Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich derer Tiere 
zusammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 3 der Verfü-
gung angeordnete Verbot Geflügelausstellungen, -schau-
en und -märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit 
Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflü-
gel im Landkreis Kronach ist erforderlich, da durch den 
bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt 
von Tieren ein bislang nicht abschätzbares Infektionsrisi-
ko besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung 
von pentiell infizierten Tieren möglich ist.

Begründung Nr. 4
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Num-
mern 1 bis 3 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 

Satz 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der 
aviären Influenza H5N8 um eine hochansteckende und 
leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren Ausbruch 
mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden 
Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum 
Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen da-
her sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. 
Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßig-
keit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seu-
cheneinschleppung gerichtlich festgestellt wird. Inso-
fern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen 
Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an 
der aufschiebenden Wirkung eines eventuellen Wider-
spruchs.

Begründung Nr. 5
Die Kostenentscheidung in Nr. 5 dieses Bescheides be-
ruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug 
des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG).

Begründung Nr. 6
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein 
schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntma-
chung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntma-
chung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung 
kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon 
abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Be-
kanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von die-
ser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese All-
gemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung 
am 11.03.2021 als bekannt gegeben gilt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden beim 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth  
in 95444 Bayreuth, 

Postfachanschrift: Postfach 11 03 21,  
95422 Bayreuth 

Hausanschrift: Friedrichstraße 16,  
95444 Bayreuth

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen1 Form. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, der ange-
fochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Ein-
reichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften 
für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist nur 
der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung an das Verwaltungsgericht in Bayreuth zulässig 
(§ 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO -).

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einle-
gung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Inter-
netpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 
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Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Ver-
fahrensgebühr fällig.

Kronach, 09.03.2021
Landratsamt

Quenzer
Oberregierungsrätin

Hinweise:
1. Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Ge-

flügelpest-Verordnung hinsichtlich der allgemein gel-
tenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie 
zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird hin-
gewiesen. 

2. Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich erfor-
derliche Zulassung von Geflügelhändlern anhand 
der Vorlage der entsprechenden Zulassungsbe-
scheide vor der Bestellung von Geflügel durch den 
Tierhalter zu überprüfen. Alternativ ist die Liste der 
für den innergemeinschaftlichen Handel zugelas-
senen Geflügelbetriebe im Internet abrufbar unter:  
https://tsis.fli.de/GlobalTemp/202101280952127737.pdf

3. Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, 
Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, 
Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln verpflichtet, 
dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit 
unter Angabe seines Namens, seiner Anschrift und der 
Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich ge-
haltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes 
bezogen auf die jeweilige Tierart mitzuteilen. 

4. Ordnungswidrig i.S.d. § 64 der Geflügelpest-Verord-
nung, § 46 ViehVerkV und § 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allge-
meinverfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrig-
keit kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro ge-
ahndet werden. 

5. Es können von der zuständigen Behörde nach § 13 
Abs. 3 Geflügelpest-Verordnung Ausnahmen von der 
in dieser Verfügung angeordneten Aufstallungspflicht 
genehmigt werden, soweit 

1. eine Aufstallung 
a. wegen der bestehenden Haltungsverhältnisse 

nicht möglich ist, oder
b. eine artgerechte Haltung erheblich beeinträchtigt, 

2. sichergestellt ist, dass der Kontakt zu Wildvögeln 
auf andere Weise wirksam unterbunden wird, und 

3. sonstige Belange der Tierseuchenbekämpfung 
nicht entgegenstehen. 

6. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen 
zur Früherkennung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 der  
Geflügelpest-Verordnung an den Landesuntersu-
chungseinrichtungen sind kostenfrei.

Landratsamt 39
Saale-Orla-Kreis

Bekanntmachung

Der Zweckverband Wasser und Abwasser „Lobenstei-
ner Oberland“, Poststraße 38, 07356 Bad Lobenstein  

(ZV WALO), plant den Neubau einer Trinkwassertrans-
portleitung vom Hochbehälter Tschirn (Fernwasserver-
sorgung Oberfranken) zum Hochbehälter Grumbach 
(Zweckverband Wasser und Abwasser Lobensteiner 
Oberland).

Mit Schreiben vom 30.10.2020 wurde vom ZV WALO 
ein Antrag auf Erteilung einer Plangenehmigung ge-
mäß § 74 Abs. 6 Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz  
(ThürVwVfG) gestellt.

Bei dem genannten Vorhaben handelt es sich um ein Vor-
haben, das dem Geltungsbereich des § 5 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. 
Anlage 1 Ziffer 19.8.2 des UVPG in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl I S. 94), letz-
te Änderung 08. September 2017 (BGBl I S. 3370), un-
terliegt. Eine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht, soweit von 
dem Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind oder ausgehen können. Nach Ziffer 
19.8.2 Spalte 2 der Anlage 1 UVPG ist für die Errichtung 
und den Betrieb von Rohrleitungsanlagen zum Befördern 
von Wasser, die das Gebiet einer Gemeinde überschrei-
ten bzw. mit einer Länge von 2 km bis weniger als 10 km 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durch-
zuführen.

Der Fachdienst Umwelt im Landratsamt des Saale- 
Orla-Kreises hat in Zusammenarbeit und Abstimmung 
mit dem Landratsamt Kronach als zuständige Behörde 
gemäß Verwaltungsabkommen zwischen dem Freistaat 
Thüringen und dem Freistaat Bayern vom 27.07.2020 ge-
mäß § 65 UVPG das Planfeststellungs- bzw. Plangeneh-
migungsverfahren durchzuführen. In diesem Rahmen ist 
zu prüfen, ob gemäß § 5 UVPG für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer UVP besteht.

Gemäß § 5 Abs. 2 UVPG wird bekannt gegeben:

Aufgrund der standortbezogenen Vorprüfung des Einzel-
falls gemäß § 5 Abs. 1 UVPG unter Berücksichtigung der 
Kriterien gemäß Anlage 3 zum UVPG und unter Einbezie-
hung geeigneter Angaben zum Vorhaben sowie eigener 
Informationen wird festgestellt, dass das geplante Vorha-
ben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
hat und somit keine Verpflichtung zur Durchführung einer 
UVP besteht.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Entscheidung ge-
mäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist.

Die Entscheidungsgründe sind der Öffentlichkeit nach  
§ 5 Abs. 2 UVPG sowie den Bestimmungen des Thürin-
ger Umweltinformationsgesetz (ThürUIG) vom 10.10.2006 
(GVBl. S. 513), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 13.03.2014 (GVBl. S. 92) im Landratsamt des 
Saale-Orla-Kreises, Fachdienst Umwelt/ untere Wasser-
behörde, Oschitzer Straße 4, 07907 Schleiz zugänglich. 

Schleiz, den 24.03.2021 

im Auftrag

R. Butz, LL.M.
Fachdienstleiterin Umwelt

Landratsamt Kronach
Löffler 

Landrat


